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(Rr. 11834.) Geſetz über die Veranlagung und Verwaltung der preußiſchen Steuern. Vom 
15. November 1919. 


. verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 


ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 5 
ST: 
Die Veranlagung und Verwaltung der Einkommenſteuer und der Er⸗ 
gänzungsſteuer — einſchließlich des Rechtsmittelverfahrens — gehen nach näherer 


Beſtimmung des Finanzminiſters auf die auf Grund des Geſetzes über die Reichs⸗ 
finanzverwaltung zu bildenden Finanzämter und Laudesfinanzämter (Finanzgerichte) 
mit der Maßgabe über, daß die Geſchäfte der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗ 
kommiſſionen und deren Vorſitzenden und der Ergänzungsſteuer⸗Schätzungsausſchüſſe 
durch die Finanzämter, diejenigen der Einkommenſteuer⸗Berufungskommiſſionen 
und deren Vorſitzeuden und der Regierungen durch die Landesfinanzämter (Finanz⸗ 
gerichte) wahrzunehmen find. Solange die durch das Reichsgericht vorgeſchriebenen 
Finanzgerichte und Ausſchüſſe noch micht in Wirkſamkeit find, bleiben die bis⸗ 
herigen Kommiſſionen und Ausſchüſſe beſtehen. Die Zuſtändigkeit dieſer Kom⸗ 
mifſionen und Ausſehüſſe kann von dem Finanzminiſter abweichend von den 
geſetzlichen Vorſchriften beſtimmt werden. 


H 2. 

Der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern find ermächtigt, anzu 
ordnen, daß Geſchäfte, für die nach den beſtehenden Vorſchriften die Finanz, 
abteilungen der Regierungen oder die Direktjon für die Verwaltung der direkter 
Steuern in Berlin zuſtändig ſind, auf andere preußiſche Dienſtſtellen oder au 
Reichsbehörden übergehen. 

Geſetzzammlung 1920. (Nr. 11834 —1 1836.) 

Ausgegeben zu Berlin den 3. Jauuar 1920. 


Be 


83. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Verwaltung und Erhebung der 
preußiſchen Erbſchafts⸗ und Stempelſteuern, ſoweit nicht nach den beſtehenden 
Vorſchriften oberſte Landesbehörden zuſtändig ſind, auf Neichsbehörden zu übertragen. 


84. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 15. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11835.) Geſetz, betreffend den Provinzialausſchuß der Reſtprovinz Poſen. Vom 13. De⸗ 
zember 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81. 

Der Provinzialausſchuß der Reſtprovinz Poſen beſteht aus dem Landes⸗ 
direktor und ſechs weiteren Mitgliedern ($ 2). Für jedes der letzteren iſt ein 
Stellvertreter zu beſtellen. N 

/ 92. 5 
(1) Mitglieder des Provinzialausſchuſſes find die gewählten Mitglieder des 
bisherigen Provinzialausſchuſſes und die bisherigen Stellvertreter, ſoweit ſie in 
dem nach dem Friedensvertrag unzweifelhaft bei Preußen verbleibenden Teil der 
Provinz Poſen ihren Wohnſitz haben. 5 

(2) Die an der feſtgeſetzten Zahl etwa noch fehlenden Provinzialausſchuß⸗ 
mitglieder und die Stellvertreter werden aus den nach § 3 des Geſetzes, betreffend 
die Neuwahl der Provinziallandtage, vom 16. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 129) 
wählbaren Angehörigen der Reſtprovinz Poſen nach Anhörung der noch vor— 
handenen Mitglieder des Provinzialausſchuſſes durch die Staatsregierung beſtellt. 


8280 
Der Provinzialausſchuß hat bis zur endgültigen Regelung der kommunalen 
Verhältniſſe der Reſtprovinz Poſen auch die Aufgaben und Zuſtändigkeiten des 
bisherigen Provinziallandtags. 


3 
SA. 


Die Beſtimmungen des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung und 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden in der Provinz 
Boſen vom 19. Mai 1889 (Geſetzſamml. S. 108) und der Verordnung, betreffend 
die Verwaltung des provinzialſtändiſchen Verbandes der Provinz Poſen, vom 
5. November 1889 Geſetzſamml. S. 177) bleiben mit der ſich aus den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ergebenden Abänderung in Geltung. 


§ 5. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter des Innern ob. 


86. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 13. Dezember 1919. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. am Zehnhoff. 


(Rr. 11836.) Anderung der Allgemeinen Verfügung über die Feſtſetzung von Pauſchver⸗ 
gütungen für Dienſtreiſen nach nahegelegenen Orten vom 13. Oktober 1911 


(Geſetzſamml. S. 213) in der Faſſung vom 2. November 1918 (Geſetzſamml. 
S. 177). Vom 16. Dezember 1919. 


92 Abſ. J und 2 und $ 7 der obenbezeichneten Verfügung erhalten folgende 


Faſſung: 
Faſſung 5 


Es erhalten die im § 1 des Reiſekoſtengeſetzes genannten Be⸗ 
amten unter 


EE 20 
AE 18 
IE 17 0 

W ey 
Nele B 
= 10 » 
] J 

VII 5 


Die Pauſchvergütung der Beamten unter I bis IV erhöht ſich 
um 4,50 Mark, wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die erſte 
Eiſenbahnwagenklaſſe gezahlt iſt, die der Beamten unter V bis VI um 
1,50 Mark, wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die zweite 
Eiſenbahnwagenklaſſe oder die erſte Schiffsklaſſe gezahlt iſt. 


2, 
| 9 7. 
Dieſe Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab 
in Kraft. 


Berlin, den 16. Dezember 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
| 


Heine. am Zehnhoff. Defer. Stegerwald. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


2 


1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 10. September 1919, 


betreffend die Übernahme des Betriebs der Nordbrabant⸗Deutſ chen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft in Rotterdam durch die Geſellſchaft für den Betrieb von 
Niederländiſchen Staatseiſenbahnen in Utrecht, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Düſſeldorf Nr. 49 S. 533, ausgegeben am 13. Dezember 1919; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 25. Oktober 1919, be 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Georgs⸗-Marien⸗ 
Bergwerks- und Hüttenverein in Osnabrück für die geplanten Erweiterungs⸗ 
anlagen der Georgsmarienhütte, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Osnabrück Nr. 46 S. 205, ausgegeben am 15. November 1919; 


3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 5. November 1919, be⸗ 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Steinwerk Koſchen— 
berg vorm. Alfred Roſcher Regierungsbaumeiſter, G. m. b. H. in Koſchen⸗ 
berg bei Senftenberg, für die Fortſetzung des Betriebs des Steinwerkes 
am Koſchenberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. 
Nr. 48 S. 293, ausgegeben am 29. November 1919. 


Diehigiert im Büro des Shoatniniflerimng. — Behin, «gedenlt in der SMeiehebulenei 


Veſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegjammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 


6,25 M und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


